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VERBANDSSATZUNG DES ZWECKVERBANDS KLÄRSCHLAMMVERWER-
TUNG STEINHÄULE 
 
in der Fassung vom 17. November 2022 
 
Die Zweckverbände (ZV) Zweckverband Klärwerk Steinhäule, Klärschlammver-
wertungsverband (KSVV) Landkreis Biberach, Zweckverband (ZV) Donau-Stadt-
werke Dillingen-Lauingen, Abwasserzweckverband (AZV) Mittleres Illertal, Abwas-
serverband (AV) Raum Munderkingen, Abwasserzweckverband (AZV) Oberes Lo-
netal, Abwasserverband (AV) Mindel-Kammel, Zweckverband (ZV) zur Abwasser-
beseitigung der Mindelgruppe, Abwasserzweckverband (AZV) Vogt-Waldburg, 
das Kommunalunternehmen (KU) Stadtwerke Günzburg, die Städte Aulendorf, 
Bad Waldsee, Bad Wurzach, Blaubeuren, Ebersbach a.d.F., Ehingen, Erbach, 
Friedberg, Gundelfingen, Laichingen, Langenau, Leipheim, Schelklingen, Uhin-
gen, Vöhringen, Weißenhorn sowie die Gemeinden Altomünster, Bibertal, Elchin-
gen, Roggenburg und Westerheim schließen sich auf der Grundlage des Staats-
vertrags zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern über 
Zweckverbände, öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, kommunale Arbeitsge-
meinschaften und Wasser- und Bodenverbände vom 23. Februar 1984 (Gesetz-
blatt Baden-Württemberg vom 10.12.1984, GBl. S. 669 und Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt vom 24.11.1984, GVBl. S. 501; künftig: Staatsvertrag) und 
mit Genehmigung des Regierungspräsidiums Tübingen) zum 
 

„Zweckverband Klärschlammverwertung Steinhäule – ZVS Steinhäule“ 
 

zusammen und geben dem Zweckverband die nachfolgende Verbandssatzung: 
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I. Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Name, Sitz, Rechtstellung und Entstehung des Zweckverbands 

 
(1) Der Zweckverband führt den Namen  
 

„ZWECKVERBAND KLÄRSCHLAMMVERWERTUNG STEINHÄULE“, 
 
im Folgenden „Zweckverband“ genannt. 

 
(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Ulm. Für ihn gilt das Recht des Landes 

Baden-Württemberg, insbesondere also das Gesetz über Kommunale Zu-
sammenarbeit Baden-Württemberg (Art. 2 Absatz 1 des Staatsvertrages).  

 
(3) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 3 des 

Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit des Landes Baden-Württem-
berg, künftig GKZ BW). Der Zweckverband entsteht am 01. Januar 2020, es 
sei denn, die Genehmigung der Verbandssatzung und die Verbandssatzung 
selbst werden zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gemacht. In diesem Falle 
entsteht der Zweckverband am Tag nach der Bekanntmachung. Werden Ge-
nehmigung und Verbandssatzung getrennt bekannt gemacht, ist die spätere 
Bekanntmachung maßgebend (§ 8 Absatz 2 GKZ BW).  

 
§ 2 Verbandsmitglieder 

 
Mitglieder des Zweckverbands sind die in Anlage 1 aufgeführten Zweckverbände, 
Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden. Die Anlage 1 ist Bestandteil die-
ser Satzung. 

 
§ 3 Beteiligungen 

 
Die Zweckverbandsmitglieder sind am Zweckverband entsprechend dem in der 
Anlage 1 genannten Klärschlammkontingent beteiligt. Das dem einzelnen Ver-
bandsmitglied zustehende Klärschlammkontingent entspricht seiner Beteiligung.  

 
§ 4 Aufgaben des Zweckverbands 
 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe,  
 

a. den bei den Verbandsmitgliedern anfallenden Klärschlamm im Umfang 
der Klärschlammkontingente der einzelnen Verbandsmitglieder nach § 3 
i. V. m. Anlage 1 ordnungsgemäß thermisch zu verwerten und  
 

b. die aus der thermischen Verwertung anfallenden Rückstände ordnungs-
gemäß nach den gesetzlichen Vorgaben, insbesondere unter Beachtung 
des Vorrangs des Recyclings von Wertstoffen, zu verwerten.  
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(2) Der Zweckverband kann sich zur Erfüllung dieser Aufgaben Dritter, insbe-
sondere des Zweckverbands Klärwerk Steinhäule, bedienen. 

 
(3) Die Verbandsmitglieder übergeben die in ihrem Zuständigkeitsbereich anfal-

lenden und ihrer Verwertungspflicht unterliegenden Klärschlämme im Um-
fang ihres Klärschlammkontingents nach § 3 i. V. m. Anlage 1 dem Zweck-
verband zur Verwertung.  

 
(4) Kann ein Mitglied des Zweckverbands sein ihm nach § 3 i. V. m. Anlage 1 

zustehendes Klärschlammkontingent nicht voll ausnutzen, kann mit seiner 
Zustimmung ein anderes Verbandsmitglied entsprechend mehr anliefern. 

 
(5) Der Zweckverband kann Klärschlamm Dritter annehmen, soweit er vorüber-

gehend über freie Kapazität verfügt und diese kein Verbandsmitglied bean-
sprucht. Beanspruchen mehrere Verbandsmitglieder die freie Kapazität, rich-
tet sich die Berechtigung für Nutzung der freien Kapazitäten nach dem Ver-
hältnis der den Verbandsmitgliedern nach Anlage 1 zustehenden Klär-
schlammkontingente. 

 
(6) Der Zweckverband erstrebt keinen Gewinn. 
 
§ 5 Klärschlammverwertungsanlagen 
 
Der Zweckverband kann die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Anlagen 
errichten und betreiben. Er kann zur Erfüllung seiner Aufgaben auch Grundstücke 
und bereits vorhandene Anlagen auf Basis von Miet- oder Pachtverträgen, insbe-
sondere vom Zweckverband Klärwerk Steinhäule, nutzen. Die Nutzungsbedingun-
gen sind in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.  
 

II. Verfassung und Verwaltung des Zweckverbands 
 
§ 6 Verfassung und Organe des Verbandes 
 
(1) Auf die Verfassung, Verwaltung und Wirtschaftsführung des Zweckverban-

des finden die Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes für Baden-Württem-
berg, die Verordnung des Innenministeriums über die Wirtschaftsführung und 
das Rechnungswesen der Eigenbetriebe auf Grundlage des Handelsgesetz-
buches (Eigenbetriebsverordnung-HGB – EigBVO-HGB) Anwendung. 

 
(2) Organe des Verbandes sind: 
 

1. die Verbandsversammlung (§ 7 - § 9), 
2. der Verwaltungsrat (§ 10 - § 12), 
3. die/der Verbandsvorsitzende (§ 13 - § 14). 
 

(3) Der Verband hat eine Geschäftsleitung (§ 15) nach Maßgabe des Eigenbe-
triebsgesetzes des Landes Baden-Württemberg.  
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§ 7 Aufgaben der Verbandsversammlung 
 

(1) Die Verbandsversammlung ist Hauptorgan des Zweckverbands. Sie legt die 
Grundsätze für die Tätigkeit des Zweckverbands fest. Sie entscheidet über 
die ihr durch Gesetz und dieser Satzung zugewiesenen Angelegenheiten und 
überwacht die Ausführung ihrer Beschlüsse durch den Verwaltungsrat, 
die/den Verbandsvorsitzenden und die Geschäftsleitung. 

 
(2) Die Verbandsversammlung beschließt über  
 

1. die Änderung dieser Satzung sowie den Erlass, die Änderung und die 
Aufhebung sonstiger Satzungen, 

2. die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder und das Ausscheiden von Ver-
bandsmitgliedern sowie über die Festlegung der Aufnahmebedingun-
gen, 

3. die Wahl der/des Verbandsvorsitzenden und ihrer/seiner Stellvertreter/-
innen, 

4. die Bestellung und die Abberufung der Mitglieder der Geschäftsleitung,  
5. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, 
6. die Festsetzung der Verbandsumlagen,  
7. die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von Bürgschaften und 

Verpflichtungen aus Gewährsverträgen sowie den Abschluss der ihnen 
wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäfte bei Beträgen oder 
Werten von mehr als 150.000 €, 

8. den Erwerb, die Veräußerung und Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten im Wert von mehr als 250.000 €, 

9. die Ausführung von Vorhaben des Liquiditätsplans für Investitionsmaß-
nahmen, wenn die Ausgaben im Einzelfall den Wert von 2,5 Mio. € über-
steigen, 

10. den Verzicht auf Ansprüche des Verbandes und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche im Wert von mehr als 100.000 €, 

11. die Regelung der Rechnungsprüfung, insbesondere die Bestimmung ei-
nes Abschlussprüfers im Fall einer Jahresabschlussprüfung, 

12. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Jahres-
überschusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages sowie die 
Entlastung der Geschäftsleitung, 

13. die Auflösung des Zweckverbands 
14.  Verträge mit einer jährlichen Belastung des Erfolgsplans von mehr als 

2,5 Mio. EUR und 
15. alle sonstigen Angelegenheiten, die für den Zweckverband von grund-

sätzlicher Bedeutung oder von besonderer Wichtigkeit sind. 
 

§ 8 Zusammensetzung der Verbandsversammlung und Stimmrechte 
 
(1) Die Verbandsversammlung hat 52 Mitglieder. Es entsenden 

 
- Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte  
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  und Gemeinden mit einem Schlammkontingent1  
  von mehr als 20.000 t jeweils 15 Vertreter/-innen, 
- Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte  
  und Gemeinden mit einem Schlammkontingent1  

   von 10.001 t – 20.000 t jeweils 4 Vertreter/-innen, 
- Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte  
  und Gemeinden mit einem Schlammkontingent1 

   von 2.001 t – 10.000 t jeweils 2 Vertreter/-innen, 
- Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte  
  und Gemeinden mit einem Schlammkontingent1  
  von bis zu 2.000 t jeweils 1 Vertreter/-in. 
 
Die Zahl der Vertreter der einzelnen Verbandsmitglieder ergibt sich aus  
Anlage 1. 
 

(2) Die gesetzlichen Vertreter/-innen der Verbandsmitglieder gehören der Ver-
bandsversammlung von Amts wegen an. Die/der gesetzliche Vertreter/-in 
wird im Verhinderungsfall von ihrem/seinem allgemeinen Stellvertreter/-in o-
der von einer/einem beauftragten Bediensteten nach § 53 Absatz 1 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) bzw. Art. 39 Absatz 2 der 
Bayerischen Gemeindeordnung vertreten. Die weiteren Vertreter/-innen ei-
nes Verbandsmitglieds und je ein/eine Verhinderungsstellvertreter/-in wer-
den von den Verbandsmitgliedern bestimmt. 
 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder der Verbandsversammlung endet 
 

a. bei den gesetzlichen Vertretern/-innen der Verbandsmitglieder mit dem 
Ausscheiden aus dem Hauptamt, 

b. bei Mitgliedern, die den Verbandsversammlungen der Mitgliedszweck-
verbände, den Vorständen der Kommunalunternehmen oder dem Ge-
meinderat bzw. Stadtrat eines Verbandsmitgliedes angehören, mit dem 
Ausscheiden aus diesem Amt oder wenn das Verbandsmitglied die Ent-
sendung widerruft und ein anderes Mitglied benennt, 

c. bei den übrigen Mitgliedern, wenn das Verbandsmitglied die Entsendung 
widerruft und ein anderes Mitglied benennt. 
 

(4) Die Verbandsmitglieder werden zur Feststellung des ihnen zustehenden 
Stimmrechts in vier Gruppen eingeteilt: 

 
 Gruppe I Mitglieder mit Klärschlammkontingenten von mehr als 20.000 t 
 Gruppe II Mitglieder mit Klärschlammkontingenten von 10.001 t bis 20.000 t 
 Gruppe III Mitglieder mit Klärschlammkontingenten von 2.001 t bis 10.000 t 
 Gruppe IV Mitglieder mit Klärschlammkontingenten bis 2.000 t. 

                                            

1
 siehe Anlage 1 
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 Die Gruppe I hat 415 Stimmen. Die Gruppen II, III und IV haben jeweils 138 
Stimmen. Die Stimmenzahl der einzelnen Verbandsmitglieder ergibt sich aus 
Anlage 1. 
 

(5) Die Stimmenzahl der einzelnen Mitglieder innerhalb der Gruppen I, II, III und 
IV werden vom Verwaltungsrat neu festgelegt, wenn 
 
a. neue Verbandsmitglieder aufgenommen werden oder Verbandsmitglie-

der ausscheiden oder 
b. die in Anlage 1 genannten Klärschlammkontingente eines Verbandsmit-

glieds so geändert werden, dass sich die Zugehörigkeit des Verbandsmit-
glieds zu den Gruppen I, II, III oder IV ändert. 

 
Für die Festlegung der Stimmenzahl gelten folgende Grundsätze: 
 
a. Jedes Verbandsmitglied hat mindestens eine Stimme. 
b. Die verbleibenden Stimmen werden innerhalb der Gruppen I, II, III oder 

IV nach dem Verhältnis der Klärschlammkontingente gem. § 3 verteilt. 
Entfallen auf mehrere Mitglieder innerhalb einer Gruppe Bruchteile von 
Stimmen, erhalten die Mitglieder, auf die die höchsten Stimmenbruchteile 
entfallen, die verbleibenden Stimmen. Bei gleichen Bruchteilen entschei-
det das Los. 

 
(6) Wird das Klärschlammkontingent eines Mitglieds so geändert, dass sich die 

Zugehörigkeit des Verbandsmitglieds zu den Gruppen I, II, III und IV ändert, 
und hat dies zur Folge, dass eine Gruppe keine Mitglieder mehr hat, ist mit 
der Änderung der Verbandssatzung zur Änderung der Kontingente durch 
Satzungsänderung auch die Verteilung der Stimmen auf die Gruppen neu 
festzulegen. Gleiches gilt, wenn sich durch die Neuaufnahme von Mitgliedern 
oder Veränderungen der Klärschlammkontingente ein erhebliches Ungleich-
gewicht zwischen der Zahl der auf eine Gruppe entfallenden Stimmen und 
der durch die Gruppe repräsentierten Klärschlammkontingente ergibt. 

 
(7) Die Stimmen eines Verbandsmitgliedes können nur einheitlich abgegeben 

werden. 
 
§ 9 Geschäftsgang der Verbandsversammlung 
 
(1) Auf die Verbandsversammlung finden, soweit nicht das Gesetz über Kommu-

nale Zusammenarbeit Baden-Württemberg oder diese Verbandssatzung et-
was anderes bestimmt, die Bestimmungen der Gemeindeordnung Baden-
Württemberg über den Geschäftsgang des Gemeinderates entsprechende 
Anwendung (insbesondere §§ 33 ff. GemO).  

 
(2) Die/Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversammlung schriftlich  
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oder elektronisch mit einer Frist von mindestens 14 Tagen unter Angabe der 
Tagesordnung zu den Sitzungen ein; in dringenden Fällen kann die Einla-
dung formlos und ohne Einhaltung einer Frist ergehen. Die Verbandsver-
sammlung ist nach Bedarf, jährlich jedoch mindestens einmal, einzuberufen. 
Sie muss einberufen werden, wenn ein Verbandsmitglied in der Verbands-
versammlung oder schriftlich gegenüber der/dem Verbandsvorsitzenden un-
ter Angabe eines Verhandlungsgegenstandes dies beantragt.  

 
(3) Für die Beschlussfassung gilt § 37 der Gemeindeordnung von Baden-Würt-

temberg sinngemäß, soweit das Gesetz über Kommunale Zusammenarbeit 
Baden-Württemberg oder diese Satzung nichts Anderes bestimmen. 

 
(4) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung werden mit Stimmenmehrheit 

gefasst. Die §§ 30 und 33 der Verbandssatzung bleiben unberührt. 
 
(5) Die/Der Verbandsvorsitzende kann Sachverständige zur Beratung beiziehen. 
 
(6) Die Geschäftsleitung ist berechtigt und verpflichtet, an den Sitzungen der 

Verbandsversammlung beratend teilzunehmen soweit die Verbandsver-
sammlung im Einzelfall nicht etwas Abweichendes bestimmt. 

 
(7) Über die Verhandlung der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die von der/dem Vorsitzenden und der/dem Schriftführer/-in zu un-
terzeichnen ist. Sie ist den Verbandsmitgliedern innerhalb von 2 Monaten zur 
Kenntnis zu bringen. Den Bürgern/-innen der Verbandsgemeinden ist gestat-
tet, in die Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen Einsicht zu nehmen. 

 
§ 10 Aufgaben des Verwaltungsrates 

 
(1) Der Verwaltungsrat beschließt über alle Angelegenheiten des Zweckver-

bands, soweit sie nicht kraft Gesetzes oder nach dieser Satzung der Ver-
bandsversammlung vorbehalten oder der/dem Verbandsvorsitzenden oder 
der Geschäftsleitung zugewiesen sind. Angelegenheiten, über die nach § 7 
die Verbandsversammlung zu beschließen hat, berät der Verwaltungsrat vor, 
wenn die Vorbereitung von der Verbandsversammlung oder vom Verwal-
tungsrat gefordert wird. 

 
(2) Der Verwaltungsrat kann für einzelnen Gegenstände Ausschüsse zur Vorbe-

ratung seiner Beschlüsse bilden. 
 

§ 11 Zusammensetzung des Verwaltungsrates 
 
(1) Der Verwaltungsrat hat 22 Mitglieder. Es entsenden 

 
- ZV Klärwerk Steinhäule 8 Vertreter/-innen, 
- KSVV Biberach 2 Vertreter/-innen, 
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- AV Mittleres Illertal 1 Vertreter/-in, 
- Stadtwerke Günzburg KU 1 Vertreter/-in, 
- ZV Donau-Stadtwerke Dillingen-Lauingen 1 Vertreter/-in, 
- Stadt Ehingen 1 Vertreter/-in, 
- Bereich Alb-Donau-Kreis   1 gemeinschaftliche/-r Vertreter/-in 

  für die Städte Blaubeuren, Erbach,  
  Laichingen, Langenau, Schelklingen, 
 den AZV Oberes Lonetal, den AV Raum  
 Munderkingen und die Gemeinde Westerheim, 

- Bereich Landkreis Aichach-Friedberg 
    Stadt Friedberg 1 Vertreter/-in,  

- Bereich Landkreis Dachau 
    Markgemeinde Altomünster 1 Vertreter/-in, 
- Bereich Landkreis Dillingen 
   Stadt Gundelfingen  1 Vertreter/-in, 
- Bereich Landkreis Göppingen  1 gemeinschaftliche/-r Vertreter/-in 
   für die Städte Ebersbach a.d.F., Uhingen,    
- Bereich Landkreis Günzburg  1 gemeinschaftliche/-r Vertreter/-in 
   für die Stadt Leipheim, die Gemeinde  
 Bibertal, den AV Mindel-Kammel und  
 den ZV Abwasserbeseitigung Mindelgruppe,  
- Bereich Landkreis Neu-Ulm 1 gemeinschaftliche/-r Vertreter/-in 
 für die Städte Vöhringen, Weißenhorn und die 
  Gemeinden Elchingen, Roggenburg, 
- Bereich Landkreis Ravensburg 1 gemeinschaftliche/-r Vertreter/-in 
 für die Städte Aulendorf, Bad Waldsee, 
 Bad Wurzach und den AZV Vogt-Waldburg,  

 
(2) Dem Verwaltungsrat gehören die/der jeweilige gesetzliche Vertreter/-in des 

Verbandsmitgliedes an sowie – wenn die Verbandsmitglieder mehr als einen 
Sitz im Verwaltungsrat zu besetzen haben – weitere Mitglieder, die von den 
Verbandsversammlungen der Zweckverbände, den Verwaltungsräten der 
Kommunalunternehmen bzw. von den Gemeinderäten der Städte und Ge-
meinden, die Mitglieder des Zweckverbands sind, entsandt werden. Die 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden, die je 
Landkreis eine/-n gemeinschaftliche/-n Vertreter/-in in den Verwaltungsrat 
entsenden, regeln die Entsendung des/der Vertreter/-innen selbständig. 
Die/der gesetzliche Vertreter/-in des Verbandsmitgliedes wird im Verhinde-
rungsfall von ihrem/seinem allgemeinen Stellvertreter/-in oder von einer/ei-
nem beauftragten Bediensteten nach § 53 Absatz 1 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg bzw. Art. 39 Absatz 2 der Bayerischen Gemeinde-
ordnung vertreten. Für die übrigen Mitglieder sind jeweils zwei Stellvertreter/-
innen zu bestimmen.  

 
(3) Für die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates gilt § 8 Absatz 3 ent-

sprechend.  
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(4) Vorsitzende/-r des Verwaltungsrates ist die/der Verbandsvorsitzende. 
Ihre/Seine Stellvertreter/-in sind die Stellvertreter/-innen der/des Verbands-
vorsitzenden. 

 
(5) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat eine Stimme.  
 
(6) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der Gesamtstimmenzahl ge-

fasst.  
 
§ 12 Geschäftsgang im Verwaltungsrat 
 
(1) Die/Der Verbandsvorsitzende beruft den Verwaltungsrat mit angemessener 

Frist schriftlich oder elektronisch unter Angabe der Tagesordnung zu den Sit-
zungen ein. In dringenden Fällen kann die Einladung auch formlos und ohne 
Einhaltung einer Frist ergehen. Der Verwaltungsrat ist nach Bedarf einzube-
rufen. Er muss einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel seiner Mit-
glieder dies unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes, der zum Aufga-
benbereich des Verwaltungsrates gehören muss, beantragt. 

 
(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Ausschüsse des Verwaltungsrates. 

 
§ 13 Aufgaben des/der Verbandsvorsitzenden 
 
(1) Die/der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzende/-r der Verbandsversammlung 

und des Verwaltungsrates. Sie/Er ist Leiter/-in der Verbandsverwaltung und 
vertritt den Zweckverband, soweit nicht die Geschäftsleitung vertretungsbe-
fugt ist. Sie/Er ist Dienstvorgesetzte/-r der Bediensteten des Zweckverbands. 

 
(2) Die/Der Verbandsvorsitzende bereitet unbeschadet der Aufgaben der Ge-

schäftsleitung die Beschlüsse der Verbandsversammlungen und des Verwal-
tungsrates vor und vollzieht sie, soweit er/sie sich dies vorbehalten hat. 

 
(3) In dringenden Angelegenheiten der Verbandsversammlung oder des Verwal-

tungsrates, deren Erledigung nicht bis zu einer Sitzung der Verbandsver-
sammlung oder des Verwaltungsrates aufgeschoben werden kann, entschei-
det der/die Verbandsvorsitzende anstelle der Verbandsversammlung oder 
des Verwaltungsrates. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der 
Erledigung sind den Mitgliedern der Verbandsversammlung bzw. des Ver-
waltungsrates unverzüglich mitzuteilen. 

 
(4) Die/Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung, den 

Verwaltungsrat und die Ausschüsse über alle wichtigen, den Zweckverband 
und die Anlagen zur Klärschlammbehandlung und Klärschlammverbrennung 
betreffenden Angelegenheiten. § 43 Absatz 5 und § 24 Absatz 3 der Gemein-
deordnung für Baden-Württemberg finden sinngemäße Anwendung. 
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(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen 
der Schriftform. Sie sind von der/dem Verbandsvorsitzenden, bei deren/des-
sen Verhinderung von einer/einem Stellvertreter/-in zu unterzeichnen. 

 
(6) Für die/den Verbandsvorsitzende/-n gelten im Übrigen die Bestimmungen 

der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg und des Eigenbetriebsgeset-
zes für Baden-Württemberg über den Bürgermeister entsprechend. 

 
§ 14 Wahl der/des Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Die/Der Verbandsvorsitzende und zwei Stellvertreter/-innen werden von der 

Verbandsversammlung aus ihrer Mitte mit der Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder für die Dauer von 5 Jahren gewählt. Verbandsvorsitzende/-r soll 
die/der gesetzliche Vertreter/-in eines Verbandsmitgliedes sein. Die/Der Ver-
bandsvorsitzende und ihre/seine Stellvertreter/-in dürfen nicht aus der Ver-
tretergruppe desselben Verbandsmitgliedes gewählt werden.  

 
 (2) Scheidet die/der Verbandsvorsitzende oder ein/-e Stellvertreter/-in vorzeitig 

aus der Verbandsversammlung aus, endet auch ihr/sein Amt als Verbands-
vorsitzende/-r oder Stellvertreter/-in. In diesem Fall wählt die Verbandsver-
sammlung für die restliche Amtszeit eine/-n Nachfolger/-in. 

 
§ 15 Geschäftsleitung 

 
(1) Die Geschäftsleitung besteht aus einer/-m oder mehreren Geschäftsführern/-

innen, die von der Verbandsversammlung bestellt werden. Die Geschäftsfüh-
rer/-innen werden von der Stadt Ulm unter Abschluss von Verwaltungsleihe-
verträgen gegen Kostenersatz gestellt. 

 
(2) Die Geschäftsleitung führt die Verbandsgeschäfte, soweit gesetzlich oder in 

dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
ist sie für die wirtschaftliche Führung des Verbandes verantwortlich. Sie ist 
insbesondere zuständig für folgende Entscheidungen: 

 
1. Vollzug der Beschlüsse der Verbandsversammlungen und des Verwal-

tungsrates sowie der Entscheidungen der/des Verbandsvorsitzenden, 
soweit diese/-r nicht für einzelne Fälle oder für einen bestimmten Kreis 
von Angelegenheiten etwas anderes bestimmt, 

2. Bewirtschaftung der im genehmigten Erfolgsplan veranschlagten Er-
träge und Aufwendungen, 

3. Kreditaufnahmen im Rahmen des genehmigten Wirtschaftsplans, 
4. Ausführungen von Vorhaben des genehmigten Liquiditätsplans für In-

vestitionsmaßnahmen einschließlich Vergabe von Lieferungen und 
Leistungen im Einzelfall bis zu 500.000 €,  
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5. Über- und außerplanmäßige Ausgaben bis zur Höhe von 100.000 €; § 
15 Absatz 2 des Eigenbetriebsgesetzes Baden-Württemberg bleibt un-
berührt, 

6. Erwerb, Veräußerung und dingliche Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten, wenn der Wert 50.000 € nicht übersteigt, 

7. Niederschlagungen und Erlass fälliger Ansprüche des Verbandes, Ver-
zicht auf solche Ansprüche sowie Führung von Rechtstreitigkeiten und 
Abschluss von Vergleichen, wenn der Betrag oder der Wert 10.000 € 
nicht übersteigt,  

8. Stundung von Forderungen des Verbandes bis zu 125.000 €,  
9. Einstellungen und Entlassungen der beim Verband beschäftigten Mitar-

beiter, die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders bewer-
teten Tätigkeit bei einer/-m Mitarbeiter/-in sowie die Festsetzung der 
Vergütung, sofern kein Anspruch aufgrund eines Tarifvertrages besteht. 

 
 (3) Die Geschäftsleitung vertritt den Zweckverband im Rahmen ihrer Aufgaben 

unter der Bezeichnung „Zweckverband Klärschlammverwertung Steinhäule, 
Geschäftsleitung“. Hat der Zweckverband mehr als eine/-n Geschäftsführer/-
in, so wird er durch zwei Geschäftsführer/-innen gemeinsam vertreten. 

 
(4) Die Geschäftsleitung hat die/den Verbandsvorsitzende/-n über alle wichtigen 

Angelegenheiten des Verbandes rechtzeitig und laufend zu unterrichten. Sie 
hat ihr/ihm insbesondere alle Maßnahmen mitzuteilen, die die Finanzwirt-
schaft des Verbandes berühren.  

 
(5) Die Geschäftsleitung nimmt beratend an den Sitzungen der Verbandsver-

sammlung und des Verwaltungsrates teil. Sie ist berechtigt und auf Verlan-
gen verpflichtet, zu den Beratungsgegenständen Stellung zu nehmen und 
Auskunft zu erteilen. 

 
(6) Sind mehrere Geschäftsführer/-innen bestellt, so regelt die/der Verbandsvor-

sitzende durch eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung der Verbands-
versammlung bedarf, die Geschäftsverteilung innerhalb der Geschäftslei-
tung. 

 
(7) Hat der Verband mehrere Geschäftsführer/-innen, entscheidet bei Meinungs-

verschiedenheit die/der Verbandsvorsitzende. 
 
§ 16 Geschäfts- und Betriebsführung 

 
(1) Zur Erledigung der Verbandsgeschäfte können unter Abschluss von Verwal-

tungsleiheverträgen weitere Bedienstete der Stadt Ulm oder des Zweckver-
bands Klärwerk Steinhäule gegen Kostenersatz eingesetzt werden. 

 
(2) Für die Bedienung der Anlagen für die Klärschlammverwertung kann der Ver-

band eigenes Personal beschäftigen.  
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§ 17 Dienstherrenfähigkeit 
 
Der Zweckverband besitzt das Recht, hauptamtliche Beamte zu haben. 
 
§ 18 Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen 

 
Die Mitglieder der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen und für Dienstgeschäfte außerhalb der Sitzungen 
eine Entschädigung nach Maßgabe einer besonderen Satzung. In ihr kann be-
stimmt werden, dass auch die/der Verbandsvorsitzende und ihre/seine Stellvertre-
ter Aufwandsentschädigungen erhalten. 

 
III. Wirtschaftsführung 

 
§ 19 Wirtschaftsjahr, Stammkapital, örtliche Prüfung, Rechnungswesen 

 
(1) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Zweckverbandes er-

folgen nach dem Eigenbetriebsgesetz auf der Grundlage der Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches und nach der Eigenbetriebsverordnung-HGB. 

 
(2)  Das Wirtschaftsjahr des Zweckverbands ist das Kalenderjahr.  
 
(3) Von der Festsetzung eines Stammkapitals wird abgesehen. 
 
(4) Die Jahresabschlüsse des Zweckverbands unterliegen gemäß § 20 GKZ i. 

V. m. § 111 GemO einer örtlichen Prüfung. Mit diesem Prüfungsauftrag und 
den weiteren Aufgaben nach § 112 GemO wird als zuständiges Prüfungsamt 
das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Ulm beauftragt. 

 
§ 20 Umlagen 

 
Zur Deckung des Finanzbedarfs erhebt der Verband nach näherer Maßgabe des 
Wirtschaftsplanes folgende Umlagen: 
 
1. eine Eigenvermögensumlage (§ 21) und 
2. eine Umlage zur Deckung der Aufwendungen des Erfolgsplanes (§ 22). 
 
§ 21 Eigenvermögensumlage 

 
(1) Zur Finanzierung der Ausgaben des Liquiditätsplans für Investitionsmaßnah-

men kann der Verband bei seinen Mitgliedern eine Eigenvermögensumlage, 
soweit die Ausgaben nicht aus Eigenmitteln, Abschreibungen, Beihilfen (Zu-
schüsse), Krediten und sonstigen Einnahmen des Liquiditätsplans für Inves-
titionsmaßnahmen gedeckt werden, erheben. 
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(2) Die Umlage wird von den Mitgliedern im Verhältnis ihrer Klärschlammkontin-
gente aufgebracht. Die Berechnung ergibt sich aus der dieser Satzung bei-
gefügten Anlage 1. 

 
(3) Werden bei einem Ausbau oder bei einer Erweiterung der Anlagen zur Klär-

schlammverwertung Investitionen aus Gründen erforderlich, die ausschließ-
lich einzelnen Verbandsmitgliedern zuzurechnen sind und erweist sich da-
nach der Verteilungsmaßstab nach Absatz 2 als offenbar unbillig, ist zwi-
schen den Verbandsmitgliedern durch zusätzliche Beitragsleistungen ein bil-
liger Ausgleich herbeizuführen.  

 
§ 22 Umlage zur Deckung der Aufwendungen des Erfolgsplans 
 
(1) Der jährliche Aufwand für Darlehenszinsen und für planmäßige Abschreibun-

gen auf die Anlagen wird auf die Verbandsmitglieder entsprechend ihres Klär-
schlammkontingents (§ 3) umgelegt (Festkostenumlage). Als Darlehenszin-
sen und Abschreibungen sind die in der Anlage 2 aufgeführten Sachkonten 
des Erfolgsplans definiert. Die Anlage 2 ist Bestandteil dieser Satzung. 

 
(2) Die restlichen nicht von sonstigen Einnahmen gedeckten Betriebsaufwen-

dungen werden von den Verbandsmitgliedern nach dem im Verhältnis der im 
abzurechnenden Wirtschaftsjahr angelieferten Klärschlammmengen erho-
ben (Betriebskostenumlage). Basis ist hierbei die spezifische Trockenmasse, 
umgerechnet auf einen Anteil von 25 % Trockensubstanzgehalt (TS). Für an-
gelieferten Klärschlamm werden neben den Kosten der Verwertung auch die 
Kosten der Annahme und Lagerung dieses Klärschlamms verrechnet. Die Art 
der Betriebsaufwendungen nach Satz 1 ergeben sich aus der in Anlage 2 
dargestellten Sachkontengruppen des Erfolgsplanes. Die Art der Abrech-
nung ergibt sich aus Anlage 3, die Bestandteil dieser Satzung ist.  

 
§ 23 Zahlungen 

 
(1) Die Festkostenumlage nach § 22 Absatz 1 und die Betriebskostenumlage 

nach § 22 Absatz 2 werden von der Verbandsversammlung im Wirtschafts-
plan vorläufig und im Jahresabschluss endgültig festgesetzt. 

 
(2) Auf die Umlagen nach den §§ 21 und 22 erhebt der Verband Abschlags- 

zahlungen. Die Abschlagszahlungen werden angefordert 
 

- auf die Eigenvermögensumlage (§ 21) nach Bedarf und 
- auf die Umlagen zum Erfolgsplan (§ 22) jeweils zu Beginn des Kalen-

dervierteljahres mit je einem Viertel des im Erfolgsplan auf der Grund-
lage der im Vorjahr angelieferten Klärschlammmengen veranschlagten 
Umlagebetrages. Im ersten Wirtschaftsjahr des Zweckverbands bzw. im 
ersten Wirtschaftsjahr nach dem Beitritt eines neuen Mitglieds werden  
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die Vorauszahlungen auf der Grundlage der vereinbarten Klärschlamm-
kontingente berechnet. 

 
IV. Einzugsgebiet, Beschaffenheit des Klärschlamms, Klärschlammtrans-

port, Haftung und Ausfallverbund 
 
§ 24 Einzugsgebiet 
 
Das Einzugsgebiet ist beschränkt auf das Gebiet der Verbandsmitglieder. 
 
§ 25 Beschaffenheit des Klärschlamms 
 
(1) Als Klärschlamm im Sinne dieser Satzung gilt Abfall aus der abgeschlosse-

nen Behandlung von Abwasser in Abwasserbehandlungsanlagen, der aus 
Wasser sowie aus organischen und mineralischen Stoffen, ausgenommen 
Rechen-, Sieb- und Sandfangrückständen, besteht, auch wenn der Abfall 
entwässert oder getrocknet sowie in Pflanzenbeeten oder in sonstiger Form 
behandelt worden ist. Kein Klärschlamm ist ein aus Klärschlamm gewonne-
ner Stoff, der durch Behandlungsverfahren so verändert worden ist, dass 
klärschlammtypische, stoffcharakteristische Merkmale nicht mehr vorhanden 
sind 

 
(2) Bei der Anlieferung des Klärschlamms sind die Richtwerte der Schadstoffge-

halte nach der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) einzuhalten. 
 
(3) Der von den Verbandsmitgliedern angelieferte Klärschlamm muss folgende 

Anforderungen einhalten:  
 

a. Er hat frei von chemischen Zusatzstoffen zu sein. Bei der vorgelagerten 
Klärschlammentwässerung dürfen nur organische Flockungshilfsmittel 
(Polymere) eingesetzt werden, 

b. er muss einen Trockensubstanzgehalt (TS) von 25 % aufweisen, 
c. er muss aerob oder anaerob stabilisiert sein. Stör- und Fremdstoffe (z. B. 

Steine, Holz, Müll) müssen durch geeignete organisatorische und tech-
nische Maßnahmen auf dem gesamten Schlammbehandlungsweg incl. 
des Transportweges sicher ferngehalten werden, 

d. er darf sich nicht in gefrorenem Aggregatszustand befinden, 
e. er darf bei ordnungsgemäßer Handhabung weder das Personal noch die 

betrieblichen Einrichtungen des Zweckverbands schädigen. 
 
(4) Die Verbandsmitglieder haben für die vorstehenden Eigenschaften des Klär-

schlamms einzustehen. Der Zweckverband kann die Klärschlammbeschaf-
fenheit durch eigene Untersuchungen prüfen lassen. Sollte angelieferter 
Klärschlamm nicht die vorstehenden Eigenschaften haben, werden die dem 
Zweckverband entstehenden Mehrkosten ermittelt und von den betreffenden 
Verbandsmitgliedern gesondert erhoben. 
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§ 26 Klärschlammtransport 
 
(1) Der Klärschlammtransport zu den Klärschlammverwertungsanlagen des 

Zweckverbands wird von den Verbandsmitgliedern unter Beachtung der ein-
schlägigen Vorschriften in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten 
durchgeführt. Der mechanisch entwässerte Klärschlamm wird mit der Anlie-
ferung (Abkippen in den Schlammbunker) Eigentum des Zweckverbands. 
Transportfahrzeuge und Transportbehältnisse müssen für das Anliefern und 
Abkippen in den Schlammbunker des Zweckverbands technisch geeignet 
sein. Geruchsprobleme müssen durch Abdecken der Container während des 
Transports verhindert werden. Für die Anlieferung sind Container mit einem 
Fassungsvermögen von 7 – 10 cbm zu verwenden.  

 
(2) Die Verbandsmitglieder haben in ihrem Wirkungsbereich Möglichkeiten der 

Speicherung des Klärschlamms für die Dauer von 3 Monaten (Regelanfall) 
vorzuhalten. 

 
§ 27 Haftung 

 
Die Verbandsmitglieder haften dem Zweckverband für Eigenschäden des Zweck-
verbands und für Fremdschäden, die nachweislich darauf beruhen, dass der an-
gelieferte entwässerte Klärschlamm nicht die geforderte Beschaffenheit hat. Ist 
die Abweichung des angelieferten Klärschlamms von der geschuldeten Beschaf-
fenheit erwiesen, wird deren Ursächlichkeit für einen eingetretenen Eigen- oder 
Fremdschaden vermutet, es sei denn, diese Vermutung ist mit der Eigenart des 
eingetretenen Schadens und/oder den zeitlichen Umständen nicht vereinbar. 

 
§ 28 Aufgabenerfüllung durch Dritte 
 
Fällt die Klärschlammverwertungsanlage des Zweckverbands voraussichtlich län-
ger als einen Monat aus, wird dieser Einrichtungen eines Partners des „Ausfallver-
bunds zur thermischen Behandlung von Klärschlamm“ in Anspruch nehmen oder, 
sofern die Kapazitäten des Ausfallverbunds erschöpft sind, Dritte mit der Verwer-
tung beauftragen. Der Zweckverband wird die Verbandsmitglieder über den Na-
men und die Anschrift der als Ersatz vorgesehenen Einrichtung und die Dauer von 
deren Einschaltung informieren. 
 
§ 29 Benutzungsordnung 
 
Im Interesse der zuverlässigen Funktion, der günstigen Auslastung und des wirt-
schaftlichen Betriebes der Anlagen zur Klärschlammverwertung erlässt der Zweck-
verband eine Benutzungsordnung.  
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V. Änderung der Verbandssatzung, öffentliche Bekanntmachungen, Auf-   
       nahme und Ausscheiden von Mitgliedern, weitere Aufgaben des Zweck- 
 verbands, Auflösung des Zweckverbands 

 
§ 30 Änderung der Verbandssatzung 
 
Die Verbandssatzung kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Gesamtstimmenzahl in der Verbandsversammlung geändert 
werden. Dies gilt nicht, wenn die Mehrheit der Verbandsmitglieder der Änderung 
widerspricht. § 32 und § 33 bleiben unberührt. 
 
§ 31 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen des Zweckverbands erfolgen durch Be-

reitstellung im Internet unter der Adresse des Zweckverbands www.zweck-
verband-schlammverwertung.de unter der Rubrik „Bekanntmachungen“, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Als Tag der Bekanntmachung gilt 
der Tag der Bereitstellung. 

 
(2) Die Wortlaute der öffentlichen Bekanntmachungen können ferner bei der Ge-

schäftsleitung des Zweckverbands Klärschlammverwertung Steinhäule (Ad-
resse) von jedermann während der Sprechzeiten kostenlos eingesehen wer-
den; sie werden  gegen Kostenerstattung als Ausdruck zur Verfügung gestellt 
oder unter Angabe der Bezugsadresse postalisch übermittelt. 

 
§ 32 Aufnahme und Ausscheiden von Mitgliedern 

 
(1) Die Verbandsversammlung kann die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder 

beschließen. § 30 findet Anwendung. 
 
(2) Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes ist zulässig, wenn kein Mitglied 

widerspricht. Der Beschluss bedarf der Zustimmung des ausscheidenden 
Verbandsmitgliedes. Das ausscheidende Mitglied haftet für die bis zu seinem 
Ausscheiden entstandenen Verbindlichkeiten des Zweckverbands weiter. Ei-
nen Anspruch auf Beteiligung am Verbandsvermögen oder auf eine Abfin-
dung für seinen Beitrag zum Verbandsvermögen hat das ausscheidende Mit-
glied nicht. 

 
§ 33 Weitere Aufgaben des Zweckverbands 
 
Soll der Zweckverband weitere Aufgaben für alle Verbandsmitglieder erfüllen oder 
durchführen, gelten für die Änderung der Verbandssatzung §§ 6 und 7 GKZ BW 
entsprechend (§ 21 Absatz 1 GKZ BW).  
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§ 34 Auflösung des Zweckverbands, Änderung der Rechtsform 
 

(1) Die Verbandsversammlung kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln der satzungsmäßigen Gesamtstimmenanzahl die Auflösung des Ver-
bands beschließen. Der Beschluss wird unwirksam, wenn die Mehrheit der 
Verbandsmitglieder der Auflösung widerspricht. 

 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Zweckverband aufgelöst werden soll, 

um die Trägerschaft an den Anlagen zur Klärschlammverwertung in eine an-
dere Rechtsform zu überführen. 

 
(3) Soweit Vermögen und Verbindlichkeiten des Zweckverbands nach der Auf-

lösung nicht von einem künftigen Träger übernommen werden, wird das Ver-
bandsvermögen nach Erfüllung der Verbindlichkeiten auf die dem Zweckver-
band zu diesem Zeitpunkt angehörenden Mitglieder nach ihren Beiträgen 
zum Eigenvermögen des Verbandes (§ 21) aufgeteilt. Dasselbe gilt für die 
Verbindlichkeiten, wenn diese das Vermögen übersteigen. 

 
(4) Der Zweckverband gilt nach seiner Auflösung als fortbestehend, solange die 

Abwicklung dies erfordert. Die Verbandsversammlung entscheidet über die 
zur Abwicklung im Einzelnen notwendig werdenden Maßnahmen. 

 
(5) Für Verpflichtungen des Zweckverbands, die nur einheitlich erfüllt werden 

können und über die Auflösung hinaus wirken, bleiben die Verbandsmitglie-
der Gesamtschuldner.  

 
VI. Sonstiges 

 
§ 35 Bemessung 
 
Soweit sich Zuständigkeiten dieser Satzung nach Wertgrenzen richten, sind die 
Werte ohne Mehrwertsteuer maßgebend. 

 
§ 36 Schlussbestimmungen 
 
(1) Bis zur Wahl der/des Verbandsvorsitzenden nimmt deren/dessen Aufgabe 

die/der Verbandsvorsitzende des Zweckverbands Klärwerk Steinhäule wahr. 
 
(2) Bis zur Bestellung der Geschäftsleitung des Zweckverbands durch die Ver-

bandsversammlung nimmt deren Aufgabe die Geschäftsleitung des Zweck-
verbands Klärwerk Steinhäule wahr. 

  
(3) Diese Verbandssatzung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft, sofern nicht der Tag 

nach der letzten öffentlichen Bekanntmachung ihrer Genehmigung und ihres 
Wortlautes später liegt.  
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Anlage 1 Verbandssatzung des Zweckverbands Klärschlammverwertung Stein-
häule 

 
Anzahl der Vertreter in der Verbandsversammlung gem. § 8 Absatz 1, Stimmenanteile 
der Verbandsmitglieder gem. § 8 Absatz 4 der Verbandssatzung, Anteile der Verbands-
mitglieder an der Eigenvermögensumlage gem. § 21 Absatz 2 der Verbandssatzung  
 

Verbandsmitglied Klär-
schlamm- 
kontingent 
(25 % TS) 

Anzahl der 
Vertreter in 

der Ver-
bandsver-
sammlung 
§ 8 Abs. 1 

Stimmen-
anteil in 
der Ver-

bandsver-
sammlung 
§ 8 Abs. 4 

Anteil an 
der Eigen-

vermögens-
umlage 

§ 21 Abs. 2 

Gruppe I 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden mit einem Schlammkontingent von  
mehr als 20.000 t 

Zweckverband Klärwerk 
Steinhäule 

60.000 t 15 415 52,40 % 

Gruppe II 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden mit einem Schlammkontingent von  
10.001 t bis 20.000 t 

Klärschlammverwer-
tungsverband Landkreis 
Biberach 

18.000 t 4 138 15,72 % 

Gruppe III 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden mit einem Schlammkontingent von  
2.001 t bis 10.000 t 

Zweckverband Donau-
Stadtwerke Dillingen-
Lauingen 

2.200 t 2 25 1,92 % 

Stadt Ehingen 2.500 t 2 29 2,18 % 

Stadtwerke Günzburg 
Kommunalunternehmen 

4.300 t 2 50 3,76 % 

Abwasserzweckverband 
Mittleres Illertal 

2.950 t 2 34 2,58 % 

Gruppe IV 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden mit einem Schlammkontingent von  
bis zu 2.000 t 

Marktgemeinde  
Altomünster 

750 t 1 4 0,66 % 

Stadt Aulendorf 850 t 1 5 0,74 % 

Stadt Bad Waldsee 1.400 t 1 8 1,22 % 

Stadt Bad Wurzach 1.350 t 1 8 1,18 % 

Stadt Blaubeuren 1.200 t 1 7 1,05 % 

Gemeinde Bibertal 450 t 1 3 0,39 % 

Stadt Ebersbach a.d.F. 950 t 1 5 0,83 % 
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Anlage 1 Verbandssatzung des Zweckverbands Klärschlammverwertung Stein-
häule 
 
Anzahl der Vertreter in der Verbandsversammlung gem. § 8 Absatz 1, Stimmenanteile 
der Verbandsmitglieder gem. § 8 Absatz 4 der Verbandssatzung, Anteile der Verbands-
mitglieder an der Eigenvermögensumlage gem. § 21 Absatz 2 der Verbandssatzung  
 

Verbandsmitglied Klär-
schlamm- 
kontingent 
(25 % TS) 

Anzahl der 
Vertreter in 

der Ver-
bandsver-
sammlung 
§ 8 Abs. 1 

Stimmen-
anteil in 
der Ver-

bandsver-
sammlung 
§ 8 Abs. 4 

Anteil an 
der Eigen-

vermögens-
umlage 

§ 21 Abs. 2 

Gruppe IV 
Zweckverbände, Kommunalunternehmen, Städte und Gemeinden mit einem Schlammkontingent von  
bis zu 2.000 t 

Gemeinde Elchingen 600 t 1 3 0,52 % 

Stadt Erbach 1.600 t 1 9 1,39 % 

Stadt Friedberg 1.250 t 1 7 1,09 % 

Stadt Gundelfingen 850 t 1 5 0,74 % 

Stadt Laichingen 1.550 t 1 9 1,35 % 

Stadt Langenau 1.500 t 1 8 1,31 % 

Stadt Leipheim 600 t 1 3 0,52 % 

Abwasserzweckverband 
Oberes Lonetal 

1.300 t 1 7 1,14 % 

Zweckverband zur Ab-
wasserbeseitigung der 
Mindelgruppe 

950 t 1 5 0,83 % 

Abwasserverband 
Mindel-Kammel (Offin-
gen) 

1.300 t 1 7 1,14 % 

Abwasserverband Raum 
Munderkingen 

1.450 t 1 8 1,27 % 

Gemeinde Roggenburg  100 t 1 1 0,09 % 
Stadt Schelklingen 550 t 1 3 0,48 % 

Stadt Uhingen 1.550 t 1 9 1,35 % 

Abwasserzweckverband 
Vogt-Waldburg 

500 t 1 3 0,44 % 

Stadt Vöhringen 900 t 1 5 0,79 % 

Stadt Weißenhorn 750 t 1 4 0,66 % 

Gemeinde Westerheim 300 t 1 2 0,26 % 

Gesamtsumme 114.500 t 52 829 100,00 % 
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Anlage 2 zu § 22 Verbandssatzung des Zweckverbands Klärschlammverwertung 
Steinhäule 

 
 

Sachkonten des Erfolgsplans gem. § 22 Absatz 1 der Verbandssatzung 
 

Sachkonto-Nr. Erfolgsplan Bezeichnung Sachkontenart 
Planmäßige Abschreibungen auf Anlagen 
# 5700.0 Abschreibungen auf immaterielle Ge-

genstände des Anlagevermögens 
# 5710.0 Abschreibungen auf Sachanlagen 
# 5730.0 Abschreibungen auf geringwertige 

Wirtschaftsgüter (GWG) 
Darlehenszinsen 
# 6510.0 Zinsen für Bankkredite 
# 6511.0 Zinsen für Kassenkredite 
# 6514.0 Zinsen für Kontokorrentkredite 

 
Sachkonten des Erfolgsplans gem. § 22 Absatz 2 der Verbandssatzung 
 

Sachkontengruppe Erfolgsplan Bezeichnung Sachkontengruppe 
Materialaufwand 
# 5400.0 – 5469.9 Aufwendungen für Roh-, Hilfs-, und 

Betriebsstoffe u. für bezogene Waren 
# 5470.0 – 5479.9 Aufwendungen für bezogene Leistun-

gen 
Personalaufwand 
# 5500.0 – 5699.0  Vergütungen, Soziale Abgaben, Auf-

wendungen f. Altersversorgung, sons-
tige Personalaufwendungen 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 
# 5820.0 – 5999.9 Sonstige betriebliche Aufwendungen 
Steuern 
# 6800.0 – 6811.0 Grundsteuer, Kfz-Steuer, sonst. Steu-

ern 
 
Gegebenenfalls anfallende Umsatzerlöse, sonstige betriebliche Erträge und Zinserträge 
werden analog zu diesen Betriebsaufwendungen behandelt. 
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Anlage 3 zu § 22 Verbandssatzung des Zweckverbands Klärschlammverwertung 
Steinhäule 
 
 
Abrechnung der Kosten für die Schlammannahme und Lagerung: 
 
Kosten Schlammannahme und Lagerung p.a.

2
 

____________________________________   X   Menge angelieferter Schlamm des Verbandsmitglieds p.a. 
 
Menge angelieferter Schlamm p.a. 
 
 

 

Abrechnung der Kosten für die Schlammverwertung: 

 
Kosten Schlammverwertung p.a. 
____________________________________   X   Menge verwerteter Schlamm des Verbandsmitglieds p.a. 
 
Menge verwerteter Schlamm p.a. 
 

 
 
 
Anmerkung: 
 
Am 4. November 2019 erteilte das Regierungspräsidium Tübingen (Az. 14-5 2207.2-9 
Klärschlammverwertung Steinhäule) folgende 
 

Genehmigung: 
 
Das Regierungspräsidium Tübingen genehmigt die von den Beteiligten am 19. Sep-
tember 2019 wirksam vereinbarte Verbandssatzung gemäß § 7 Absatz 1 des Geset-
zes über kommunale Zusammenarbeit (GKZ). 
 
Die Veröffentlichung der Verbandssatzung erfolgte im Staatsanzeiger Baden-Württem-
berg (Gesamtausgabe Nr. 49) am 13. Dezember 2019. 

                                            

2 p.a. = pro anno bzw. Pro Jahr 


